
Bundessozialgericht
.‚ -

Az.: 2 RU 25162 ' Ilm. N a m e n d e s V o l k e s

In dem Rechtsstreit

Verkündet‘am

27.0kt. 1965
Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen-

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 2. Senat des Bundeséoziälgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27. Oktober 1965 durch

Senatspräsident B r a c.k m a n n ,

_ _ - Vorsitzender —
_Bundesrichter D e m_i a n i und

Bundesrichter Dr. K a i s e r ,
Bundessozialrichter T i e d t und

Bundessozialrichter D r e w 3

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 3° Okto-

ber 1962 wird zurückgewiesen„ V

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergericht-

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Der Kläger war seit dem 1. Oktober 1956'Versicherungsvertreter

für die Deut3cheKrankenversicherunms-AG,Filialdirektion
Mannheim. Sein Betätigun@sfeld erstreckte sich auf den Süden

von Rheinland-Pfalz und den Norden von Baden—Württemberg mit

dem Schwerpunkt um Kaiserslautern, wo er Seit dem 1.Juni 1957

mit seiner Familie wohnte. Aus seiner Ehe sind drei Kinder,

geboren 1951, 1954 und 1958 hervorgegangen. Zwei Schwanger-

_schaften seiner Ehefrau in den Jahren 1954 und 1955 wurden im

Kreiskrankenhaus Heidenheim wegen gesundheitlicher Gefährdung

der Ehefrau durch eine Niereninsuffizienz unterbrochen.

Am19. Juli 1957 suchte die Ehefrau des Klägers den Chefarzt
der.gebürtshilflich—gynäkologischen Abteilung des Städt.
Krankenhauses Kaiserslautern, Dr. K:

, zwecks Unterbrechung

der bei ihr wiederum eingetretenen Schwangerschaft auf. Dr.

K. schaltete das Staatl. GesundheitsamtKaiserslautern
ein. Auf dessen Ersuchen erstattete der Chefarzt der Inneren

Abteilung des Städt. Krankenhauses Kaiserslautern, Dr v. C ,
nach stationärer Bedbachtung der Ehefrau des Klägers vom

19. bis 26. Juli 1957 am 1. August 1957 ein Gutachten Er
konnte kein Nierehleiden mehr, sondern nur eine Schwangerschaft

erbrechen feststellen. Das Gutachten ging am 3. August 1957

beim Staatl. Gesundheitsamt ein. Dieses verständigte die

Ehefrau des Klägers fernmündlich äahin, daß der Unterbrechung
der Schwangerschaft nicht zugestimmt werden könne.

Am 5. August 1957 begab sich der Kläger zu seiner Filial—

direktion Mannheim. Diese händigte ihm Gelder aus, die er
‚als Rübkvergütung an im Baume Kaiserslautern wohnhafte Ver—

sicherte au$zahlen sollte. Gegen 11.15 Uhr kehrte der Kläger
in seine Wohnung in Kaiserslaétern zurück. Hier fand er seine
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Ehefrau und eines seiner Kinder erkrankt vor. Die Ehefrau

sah sich infolge Schwangerschaftsbeschwerden und Kreislauf;

störungen außerstande, den Haushalt der Familie zu versorgen.
Der Kläger faßte hierauf den Entschluß, seine Ehefrau und

die beiden Kinder mit seinem Kleinwagen (Renault) zu seiner
Schwiegermutter nach Heidenheim zu bringen. Diese war
damals Alleineigentümerin eines Hauses, dessen Obergeschoß

seinerzeit von der Familie ihres Sohnes bewohnt war„ Um die

ihr durch den Hausbau entstandenen wirtschaftlichen ver-

pflichu■gen abdecken zu können, War sie als Putzfrau bei der

Stadtverwaltung Heidenheim tätig.

Der Kläger kam mit seinem PKW am 5. August 1957 gegen 16 Uhr

in Heidenheim an. Nach etwa aeinstündigem Aufenthalt trat

er die Rückfahrt über die AutobahnStuttgart—Karlsruhe an.
Hier fuhr er — nachdem er noch nicht ganz die Hälfte der etwa

250 km langen Wegstrecke zurückgelegt hatte - gegen 19 Uhr

auf einen Vor ihm fahrenden Lastzug auf‚ Er erlitt erhebliche

Schädelverletzungen, die einen mehrmonatigen Krankenhaus—

aufenthalt mit Operation (plastiSche Deckung eines Knochen-
defekts) sowie weitere stationäre Behandlungen erforderten.

Erstmals am 2%. August 1959 nahm er - kurzfristig - die

Arbeit wieder auf, und zwar als Hilfsarbeiter.

Die Ehefrau des Klägers befand sich vom 2. bis 11. September

1957 zur Beurteilung der Frage; ob eine Schwangerschafts—

unterbrechung angezeigt sei‚ im Kreiskrankenhaus Heidenheim.

Die Ärzte dieses Krankenhauses lehnten diese ab. Am 17. März
1958 wurde die Ehefrau des Klägers Von einem Jungen entbunden°

Der Kläger meldete sich am 17. De2ember 1957, seine Ehefrau

am 22. Januar 1958 polizeilich von Kaiserslautern nach Heiden-

heim ab, Die.möbel wurden am 19- Dezember 1957 bei einer
Spedition eibgelagért und am 20. Juni 1958 nach Heidenheim

gebracht.

„- 4 "
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' Die Beklagte verneinte mit Bescheidv0m}. April 1958ihre
Entschädigungspflicht, weil die Rückfahrt des Klägers von
Heidenheim nach Kaiserslautern an 5. August 1957 mit seiner
versicherten Tätigkeit nicht im Zusammenhang stehe; die

Hinfahrt sei durchgeführt werden, um seine Familie zur
Schwiegermutter zu bringen.

DasSozialgericht (se) Ulmhat die hierauf erhobeneKlage
durch Urteil vom 24. April 1959 abgewiesen. Es hat sich der
Auffassung der Beklagten, daß Versicherungsschutz nach @ 5ä3

Abs. 1 Satz 1 der Reichsversicherungsordnung - RVG - (in der

vor Inkrafttreten des Unfallversicherungs-Neuregelungsgesettes

—UVNG — geltenden Fassung - EVO aF) nicht bestanden habe,
mit der Begründung angeschlossen, daß die Fahrt nach Heiden—

heim dem eigenwirtschaftlichen Bereich zuzurechnen sei und

für die Rückfahrt nach dem Grundsatz der einheitlichen Be-

urteilung von Hin- und Rückfahrt nichts anderes gelten könne.—

Die Rückfahrt könne auch nicht als Fahrt von der Familien-

wohnung zur Arbeitsstätte und damit als nach @ 543 Abs. 1

Satz 2 EVO aF versichert angesehen werden, weil der Mittel-

punkt der Lebensverhältnisse des Klägers weiterhin Kaisers-

lautern gewesen sei; dieser sei im Unfallzeitpunkt nicht

einmal vorübergehend nach Heidenheim verlegt gewesen, er

könne dem Aufenthaltsort der Ehefrau nicht gleichgesetzt

werden; V

VAuf Berufung hat das Landessozialgericht (LSG) Baden—Württembez

durch Urteil vom 3. Oktober 1962 die Entscheidung des SG

sowie den Bescheid der Beklagten aufgehoben und diese dem

Grunde nach verurteilt, den Kläger für die Folgen des Ar-

beitsunfalls vom 5° August 1957 zu entschädigen.

Das Berüfungsgericht hat in seinem Urteil im wesentlichen

ausgeführt;
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Durch die Aus5agen der als Zeugen gehörten Ehefrau und der

Schwiegermutter des Klägers sei erwiesen, daß diese ihrer

Tochter anläßlich ihres letzten Besuches vor dem 5. August

1957 zugesichert habe, sie könne mit ihren Kindern für längere

Zeit zu ihr kommen, wenn es ihr gesundheitlich schlecht gehe.

Zu diesem Zeitpunkt sei die bei der Ehefrau des Klägers erneut

eingetretene Schwangerschaft ärztlicherseits zwar noch nicht

festgestellt gewesen, ihr Vorliegen sei aber vermutet werden.

Aus einer nach den früheren Erfahrungen verständlichen Furcht

vor erneuten ungünstigen gesundheitlichen Auswirkungen
- anläß—

lich der Geburt ihres zweiten Kindes seien präeklamptische Zu-
stände und eine lebensbedrohender Kollaps aufgetreten - und ihres

damaligen durch das Gutachten des Dr° v° C erwiesenen

herabgesetzten Kräfte— und Allgemeinzustandes mit täglich

mehrfach sich wiederholenden Schwangerschaftserbrechen, Leib-

schmerzen, Schwarzwerden vor den Augen und Kopfschmerzen sei

auch die Aussage der Ehefrau des Klägers glaubhaft, daß sie mit

ihren Kindern bis tu ihrer Entbindung, möglicherweise noch

länger, bei ihrer Mutter habe verbleiben wollen. Daß sich die

Ehefrau des Klägers seinerzeit in einer schlechten gesundheit—

lichen Verfassung befunden habe, gehe auch daraus hervor, daß

sie, nachdem sie die Nachricht vom Verkehrsunfall ihres Ehe-

mannes erhalten habe, nicht die Kraft besessen habe, ihn im

Krankenhaus Pforzheim zu betreuen; an ihrer Stelle habe sich

ihre Mutter für eine Woche dorthin begeben. Zu dem Entschluß,

zur Mutter zu fahren, mochten zwar auch Umstände beigetragen

haben, die nicht dafür_3prächen, daß die Ehefrau des Klägers

dort eine längere Zeit habe anbringen wollen° Das eine ihrer

Kinder sei damals an Masern und Mittelohrentzündung erkrankt;

bei ihrem seinerzeit selbst pflegebedürftigen Zustand habe

sich die Ehefrau des Klägers offenbar außerstände gesehen, die

notwendige Pflege ■hres Kindes zu übernehmen. Weiter habe zu

dem Entschluß, die Mutter aufzusuchen, die Benachrichtigung

des Staatl. Gesundheitsamtes Kaiserslautern beigetragen, daß

-5-
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eine erneute Schwangerschaftsunterbrechung nicht vorgenommen

werden dürfe. Diese Umstände seien aber nicht der eigentliehe

Anlaß für die Fahrt nach Heidenheim gewesen, sondern hätten

nur dazu beigetragen, den im Prinzip mit der Mutter bereits

abgesprochenen dortigen Aufenthalt Vorzuverlegen. Es liege

zwar der Verdacht nahe, daß die Ehefrau des Klägers sich

allein deshalb nach Heidenheim begeben habe, um im dortigen

Krankenhaus eine abermalige Begutachtung zu erreichen, ob

eine Schwangerschaftsunterbrechung vorgenommen werden sollst

Dem stehe jedoch entgegen, daß der behandelnde Arzt der

Ehefrau des Klägers, der ihre Krankenhauseinweisung veran—

laßt habe, außer einem "im ganzen elenden Zustand"und "starp

kem Schwangersohaftserbrecheh" keine krankhaften Untersu-
chungsbefunde erhoben habe, er vielmehr durch eine stationäre

Untersuchung der Gefahr akuter "Störungen von seiten der
Nieren" habe vorbeugen wollen; Es müsse ferner berücksichtigt

werden, daß die Ehefrau des Klägers zu den Ärzten des Kreis—

krankenhauses Heidenheim im Hinblick auf ihre früheren

dortigen Behandlungen ein besonderes Vertrauen gehabt habe.

Nach der Lebenserfahrung werde sich eine verheiratete Tochter.

die mit ihrer Familie ohne nähere Angehörige erst kurze Zeit

in einer ihr fremden Stadt wohne, bei befürchteten gesund-

heitlichen Schwierigkeiten und Rückschlägen zu ihrer Mutter

hingezogen fühlen. Bei der Ehefrau des Klägers treffe dies
jedenfalls angesichts ihrer besonders gelagerten Verhältnisse

zu;
die Entbindung ihres zweiten Kindes sowie die beiden

SohwangerschaftSunterbrechungen seien_am Wohnort der Mutter
unter deren Obhut erfolgt.

Mit der Verbringung von Frau und Kindern zur Schwiegermutter

am 5. August 1957 habe der Kläger den Mittelpunkt seiner

Leben3verhältnisse nach Heidenheim verlegt; die Wohnung der
Schwiegermutter sei damit zur Familienwohnung im Sinne von

$ 5%} Abs. l Satz 2 EVO aF geworden. Die Lebensihteressen

eines verheiräteten Versicher■en mit Kindern würden vor—
wiegend durehfdie persönliche und.wirtschaftliche Sorge für

...?-.
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derenWohlergehen'bestimmt. vermag-er habeseine Familie
nur deshalb nach Heidenheim gebracht, um die Pflege seiner

Ehefrau sicherzustellen und damit seinerSeits uneingeschränkt

seiner Berufstätigkeit nachgehen zu können. Bei normalem

Verlauf der Dinge - ohne den Verkehrsunfall des Klägers
—

wäre es dessen Ehefrau auch möglich gewesen, noch einen Teil

der ihr als Ehefrau zukommenden Betreuungsaufgaben wahr-

zunehmen; Sie hätte, soweit es ihr gesundheitlicher Zustand’

erlaubt hätte, entweder selbst oder durch ihre Mutter die

Kleidung und Wäsche ihres Mannes versorgen und ihm mit dem

erforderlichen Rat zur Seite stehen können. Die Familien—

wohnung in Heidenheim sei auch, was das Gesetz erfordere,

eine ständige gewesen, denn es sei vorgesehen gewesen, dort

mehr als 8 Monate zu bleiben. Dem widerspreche nicht, daß der,

Kläger bei Antritt der Fahrt am 5. August 1957 nicht be- '
absichtigt gehabt habe, seine Wohnung in Kaiserslautern auf-

zugeben. Versicherungsschutz bestehe auch dann, wenn die ‘

ursprüngliche Familienwohhung nach auswärts verlegt werde;

die Wohnung in Kaiserslautern sei dadurch zur Unterkunft

des Klägers ($ 545 Abs. 1 Satz 2 RVOaF) geworden.

Die Verlegung der ständigen Fahilienwohnung im Sinne von_
$ 543 Abs. 1 Satz 2 BVG aF Setze keinen Umzug voraus. Es

sei daher ohne_ Belang, daB der Kläger am 5. August 1957 nicht

die zu einer selbständigen Haushaltsführung seiner Familie,
_erforderlichen Gegenstände, die er in seinem Kleinwagen gar'

nicht hätte unterbringen können, mit sich geführt habe. Es

sei auch ohne rechtliche Bedeutung, daß der Kläger und seine

Ehefrau sich erst später polizeilich abgemeldet hätten, zu '

einem Zeitpunkt nämlich, lin dem sie ihren Wohnsitz in Kaisers—

lautern aufgegeben hätten° Am 5. August 1957 sei die Familien-

wohnung nicht für dauernd, wenn auch für eine erhebliche

Zeit nach Heidenheim verlegt werden.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Versicherungsschutz sei auch zu bejahen, obwohl der Kläger

auf der ersten Fahrt von der eben erst in Heidenheim begründe—

ten FamilienWOhnung nach Kaiserslautern verunglückt sei, Der

für 5 543 Abs. 1 Satz 1 RVO aF maßgebliche Gesicht3punkt der
einheitlichen rechtlichen Beurteilung von Hin- und Rückfahrt

bei_Wegen von und zur Arbeitsstätte sei nach der Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts (BSG) auf $ 543 Abs° 1 Satz 2 BVG aF
nicht anwendbar.

Es seien endlich keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, daß

der Verkehrsunfall des Klägers auf eine Fahruntüchtigkeit

infolge unternehmensfremder Umstände als rechtlich allein

wesentliche Ursache zurückzuführen sei“ Der Fahrer des Last—

zuges, auf den der Kläger aufgeprallt sei, habe diesen kur■

vorher wegen einer beginnenden Gefällstrecke langsam abge-

bremst. Es sei nicht ausgeschlossen, daß der Kläger dies

infolge Ablenkung zu spät beachtet habe. Nach der Aussage

seiner Ehefrau habe er sich am Tage zuvor, einem Sonntag, im

wesentlichen zu Hause aufgehalten° Dies lasse den Schluß,

Ursache des Verkehrsunfalls sei eine unüberwindliche Über—

müdung des Klägers gewesen, nicht zu.

Das LSG—hat die Revision zugelassen..

Die Beklagte hat ihr Rechtsmittel im wesentlichen wie folgt

begründet:

Die vom Berufungsgericht getroffenen Feststellungen tatsächli—

cher Art, aus denen es den rechtlichen Schluß ge20gen habe,

daß der Kläger am frühen Nachmittag des 5„ August 1957 seine

ständige Familienwohnung von Kaiserslautern nach Heidenheim

verlegt habe, hätten das LSG bei sachent3prechender Würdigung

dazu führen müssen, daß trotzdem der entscheidende Mittelpunkt

des häuslichen Wirkungskreises des Klägers nach wie vor seine

Wohnung in Kaiserslautern geblieben sei° Das LSG habe die

Grenzen seiner richterlichen Über2eugungsbildung überschritten
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sowie gegen
die Denkgesetze verstoßen. Die Verlegung des

häuslichen Wirkungskreises sei ein Vorgang tatsächlicher Art,

Das“Berüfungsgericht habe bei seiner Beweiswürdigung vor»
nehmlich auf die Aussage der Schwiegermutter des Klägers ab-

gestellt; Diese habe jedoch'bekundet, daß Besuche ihrer
Tochter mit Familie schon vor dem 5. August 1957 nichts außer—
gewöhnliches gewesen seien. Der Besuch an diesem Tag sei für

sie völlig unerwartet gewesen, sie sei nicht einmal zu Hause

gewesen. Sie sei erst nach Hause gekommen, als der Kläger

schon verunglüekt gewesen sei. Ehefrau und Schwiegermutter

hätten sich somit darüber, daß die Familie für einige Zeit

in Heidenheim habe bleiben wollen, erst zu einem Zeitpunkt ver—

ständigen können, als der Kläger längst wieder abgefahren

gewesen sei. Es sei daher äußerst zweifelhaft und unwahr-

scheinlich, daß der Kläger am 5. August 1957 um 11.15 Uhr
"gewissermaßen ins Blaue hinein" plötzlich beschlossen habe,
den Mittelpunkt seines häuslichen Wirkungskreises für längere

Zeit aus
Kaiserslautern weg zu verlegen. Die an diesem Tag

nach Heidenheim angetretene Fahrt sei nichts anderes als ein
bereits abge3prochener vorverlegter Besuch gewesen, dessen

Dauer bei Antritt der Reise noch nicht voraussehbar gewesen

sei. In diesem Zeitpunkt habe der Kläger eine Verlegung der

ständigen Familienwohnung noch nicht ins Auge gefaßt‚ ge—

schweige deren Durchführung begonnen gehabt„ Aber selbst wenn

im Zeitpunkt des Verkehrsunfallsdes Klägers dessen ständige
Familienwohnung bereits in Heidenheim gewesen sei, hätten für

die Rückfahrt nach Kaiserslautern die eigenwirtschaftlichen

Beweggründe des Klägers, seine Familie vorübergehend zur
Schwiegermutter zu bringen, im Vordergrund gestanden und den

mit der Rückfahrt zusätzlich verfolgten Zweck, in-den betrieb—

lichen Wirkungskreis zurückzukehren‚ gänzlich beiseite ge-

drängt.

Der Kläger hält das angefochtene Urteiä für zutreffend.
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_
Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufün3 des
AKlägers gegen das Urteil des SG zurückzuweisen,

hil■sweise,

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde
liegenden Feststellungen aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
an das

Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

II

Die—5 durch Zulassung statthafte‚(5 162 Abs. 1 Nr. 1 des
Sozialgerichtsgesetzes 5 SGG—) - Revision ist nicht be-
gründet.

Das Berufungsgericht hat zutreffend angenommen, daß der Kläger

am Abend des 5; August 1957 auf der Fahrt von seiner ”ständi—

gen
Familienwohnung"

zur Arbeitsstätte verunglückt ist und

rechtserhebliche Umstände sonstiger Art der Entschädigungs-

pflicht der Beklagten nieht entgegenstehen.

Ständige Familienwohnung—im Sinne des @ 543 Abs. 1 Satz 2 EVO

aF ist nach der Rechtsprechung des Reichsversioherungsemts

—RVä — (EuM 49, l4o),-der sich der erkennende Senat ange—
schlossen hat (BSG l, 171, 173), eine Wohnung, die für eine

nicht unerhebliche Zeit den Mittelpunkt der Lebénsverhältniäse

des VersiCherten bildet„ Diese Vorschrift ist auch anzuwenden,

wenn die ursprünglich an Ort der Arbeitsstätte vorhandene
Familienwohnuhg aus

Gründen, die mit der_versicherten Tätig—

keit nicht im Zusammennangstehen, nach auswärts verlegt und

die Wohnung am Arbeitsort allein Vom Versicherten nur noch als

- 11 -
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Schlafstelle benutzt wird (BSG2, 78; 80, 81).

Bei einem verheirateten Versicherten wird sich der Mittelpunkt
seiner Lebensverhältnisse im allgemeinen an dem Ort befinden;

an dem sich die Ehefrau nicht nur vorübergehend aufhält

(Miesbach/Baumer, Die gesetzliche Unfallversichérung nach

demUVNG,196M,Anm.8 zu 5 550nvo; Vellmar, Sozialversiche-
rung, 1956, 114, 115). Es kommt allerdings nicht allein auf die
äußeren Umstände an; maßgebend ist vielmehr‚.welche ■bsicht

mit.dem Aufenthalt der Ehefrau außerhalb der gemeinsamen
Wohnung der Eheleute verbunden ist. Hält sie sich dort nur

besuchsweise auf, bleibt die eheliche Wohnung nach wie vor
der durch

enge persönliche Beziehungen gekennzeichnete Mittel—

punkt der Lebenshaltüng der Eheleute; Vorliegendenfalls ist

es, wie das Berufungsgericht festgestellt hat, jedoch so
gewesen; daß der Kläger seine Familie zu seiner Schwieger—

mutter mit demWillen-verbrachthat, daßbei dieser sich das
Leben seiner Familie annähernd

so gestalten.sollte,_wie es.

zuvor in der ehelichen Wohnung in Kaiserslautern sich abge—

spielt hatte. Dem steht nicht etwa entgegen, daß unmittelbarer

Anlaß für die_Verlegung der Leben$haltung der Familie des
Klägers die Erkrankung der Ehefrau und eines seiner Kinder

gewesen ist. Die Verhältnisse, unter denen das Leben der

Familie des Klägers in der wohnung der Schwiegermutter weiter—

geführt werden söllte, sind denen nicht vergleichbar, die
eingetreten wären, wenn der Kläger seine erkrankten Angehörigen

in ein Krankenhaus und das gesunde Kind in einem Pflegeheim

untergebracht hätte° Wie das LSG unangegriffen festgestellt

hat, war mit dem Aufenthalt bei der Schwiegermutter sWar in

erster Linie der Zweck verbunden, den erkrankten Familien—
angehörigen die notwendige Pflege durch die Schwiegermutter

zukommen zu
lassen} dies hätte aber nicht ausgeschlossen,

daß der Kläger bei seinen — meist wohl auf das Wochenende
beschränkten

- Besuchen in Heidenheim teils durch seine

Ehefrau‚ teilsädurch die Schwiegermutter so unsorgt worden

wäre, wie es varher in der ehelichen Wohnung in Kaiserslautern

der Fall_geuesen war„
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Das RVA (EuM„49, 140) hat allerdings
zu 5 545 Abs, 1 Satz 2

'RVO aF das Erfordernis aufgestellt, daß es sich um eine

gglpständige Familienwohnung handeln müsse (ebenso Bayer.
Landesversieherungsamt, Bayer. Amtsbl. 1950 S. 535 Nr° 1385

Braekmann, Handbuch der Sozialversicherung, Stand: 15.5.1964,

Bd. II S. 484 b). Dieser Gesichtspunkt ist aber in erster
Linie für die Frage von Bedeutung, ob und unter*wclchen '

.
Voraussetzungen die Behausung eines alleinstehenden Versicher—

ten überhaupt als Familienwohnung angesehen werden kann

(BSG 20, 110,‘112). Für die — in der Regel anders gelagertßn —
Verhältnisse verheirateter Versicherter ist dieses Begriffs-

merkmal hingegen nur insofern von Bedeutung, ob ihre Familie

sieh außerhalb der Familienwohnung besuchsweise aufhält od€r
‚ob ihre Lebensinteressen sich - wenn auch nicht fortdauernü —

an eine andere Örtlichkeit verlagert haben. Dies setzt, wie

das LSG zutreffend angenommen hat, einen Umzug, der nach den
Feststellungen des Berufungsgerichts hier nicht stattge—

funden hat, nicht voraus. Darauf kann es jedenfalls bei

verheirateten Versicherten schon deshalb nicht ankommen, weil,

obwohl die gemeinsame eheliche Wohnung beibehalten wird, der

Mittelpunkt der Lebensinteressen der Familie zeitweilig an

einem anderen Ort gegeben sein kann (vgl. Lauterbach, Gesetz-

liche Unfallversicherung‚ 3. Aufl., Anm„ 25 zu 5 550 RVG).

Die Wohnung der Schwiegermutter des Klägers war, nachdem dieser

am 5.;Au@ust 1957 seine Familie nach Heidenheim verbracht
‚hatte, zur ständigen Familienwohnung im Sinne des @545 Abs, 1

Satz 2 EVO aF geworden. Der erkennende Senat hat in seinem

Urteil mhm 25. November 1955 (BSG 2, 78, So) eine Zeitspanne
von einem Jahr sowie den Umstand, daß der Aufenthalt der

Ehefrau des Versicherten in der Wohnung ihrer Eochter von

vornherein unbefristet geweskn sei, als genügend angesehen,

daß für den Versicherten und seine Ehefrau der Mittelpunkt
‚ihrer Hebensverhältnisse nibht mehr ihre gemeinsame Wohnung,
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* Q* 1}“-

sondern die ihrer-Tochter, bei der sich die Ehefrau des Ver-
eicherten aufgehalten und dieser jeweils sein Wochenende ver—

bracht hatte, gewesen sei. Das Berufungsgericht hat in der

vorliegenden Streitsache festgestellt, daß die Familie des

Klägers wenigstens 8 Monate, nämlich bis zur Geburt des er-

warteten Kindes, bei der Schwiegermutter bleiben sollte und

die Beendigung dieses Aufenthaltes letztlich davon abhängig

gewesen sei, bis wann die Ehefrau des Klägers sich von den

für sie gesundheitlich äußerst nachteili3en Auswirkungen der
SchWangerschaft und der Geburt erholt haben würde° Das LSG

hat zwar nicht ausgeschlossen, daß der Kläger seine Familie

auch deshalb nach Heidenheim verbracht hat, um im dortigen

Krankenhaus wiederum eine Schwangerschaftsunterbrechung'

durchführen zu lassen. Aber auch in diesem Falle wäre ange—

sichts der nach den Feststellungen des Berufungsgerichts

bereits bestehenden und im Hinblick auf die vorangegangenen

Schwangerschaften nicht ohne Grund befürchteten gesundheit-

lichen Beeinträchtigungen der Ehefrau des Klägers das Ver-

bleiben seiner Familie in Heidenheim nicht von vornherein

zeitlich fest begrenzt gewesen. Es hätte sich jedenfalls um

einen nicht unerheblichen Zeitraum gehandelt, so daß das

LSG mit Recht angenommen hat, daß für die Dauer des Aufent-

halts der Familie des Klägers in Heidenheim sich die ständige

Familienwohhung im Sinne von 5 543 Abs. 1 Satz 2 EVO aFddort

befunden hat und - wie der erkenhende Senat in ähnlich ge-

lagerten Fällen bereits entschieden hat (BSG 2, 78, 81;
Urteil vom'3l.7.1964 — 2 RU 250/63) -

die in Kaiserslautern

beibehaltene Wohnung zur "Unterkunft" des Klägers geworden

ist. Der Kläger hat somit von dem Zeitpunkt an, in dem er

seineFamilienachHeidenheimverbrachthatte, nicht etwaüber
zwei Teilbereiche seines häuslichen Wirkungskreises verfügt

(vgl„ hierzu das Urteil des erkennenden Senats vom 26.7.1963,
veröffentlicht in SOZRKNr„VÄÄzu % 543 EVO aF{äferner Bayer°

LSGin Br€ithauptesammlung 1965, 111 und LSGBaden-Württemberg
in Sozialrechtliche Entscheidungssammlung Bd. III/2 Nr„ 30

zu % 543 RYQ ar)„
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Die von der Revision erhobenen Rügen gegen die jener Schluß-
folgerung des Berufungsgerichts zugrunde liegenden Tatsachen—

feststellungen und Wertungen, soweit diese auf dem Gebiet

des-Tatsächlichen liegen, sind nicht begründet" Die R—vision

läßt sich vor allem Von dem Gedanken leiten, daß die Fahrt

nach Heidenheim am 5„ August 1957 Vom Kläger ohne vorherige
Verständigung der Schwiegermutter angetreten werden und die

Ehefrau des Klägers sich mit dieser über Dauer und nähere

Ausgestaltung des Aufenthalts der Familie erst zu einem

Zeitpunkt habe besprechen können, als der Kläger bereits

verunglückt gewesen sei, Dem steht jedoch die - von der

V
Revisitn nicht angegriffene & Feststellung des Berufungsge—

richte entgegen, daß Mutter und Tochter sich über den bevor4

stehenden längeren Aufenthalt ihrer Familie in Heidenheim

schon anläßlich eines früheren Besuchs geeinigt hatten, der

Kläger infolge Erkrankung seiner Ehefrau und eines seiner

Kinderjedochzudemeiligst gefaßtenEhtschlußgenötigtwen,
' seine Familie zu einem früheren Zeitpunkt als vorgesehen zu■

Schwiegermutter
zu bringen.

Auch der weitere Einwand der Revision, daß selbst dann, wenn

der Kläger im Zeitpunkt seines Verkéhrsunfalls seine ständige
Fämilienwohnung bereits rechtswirksam nach Heidenheim verlegt

gehabt habe, kein Versicherungsschutz gegeben sei, trifft

nicht zu. Nach der ständigen Rechtsprechung des EVA, der

sich der erkennende Senat.ange3chlossen hat (BSG l, 171, 173),

_ist zwar der Rückweg
von einer sog. eigenwirt3chaftlichen‚Tä-

ügkeit selbst dann kein nach 9 533 Abs° 1 Satz 1 BVD aF ver—
sicherter Weg, wenn er auch dazu bestimmt ist, den Versionen—
ten zur Arbeitsstätte zu führen, weil Hin- und Rückweg von
einer eigenwirtsehaftlichen Tätigkeit rechtlich nicht unter‘
schiedlich beurteilt werden können; Diese einheitliche recht-

liche Behandlung von Wegen, die naeh @543 Abs„ 1 Satz 1 BVG

aF zu beurteilen sind, ist aber auf.Wege‚für die Versicherungs—
schutz nach5 BA} Abs.;1 Satz 2 BVDaF gegebenist, nicht

- 35 „
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anzuwenden; denn der Gesetzgeber hat in dieser Vorschrift

einen Versicherungsschutz geschaffen, der über den nach Satz 1

hinausgeht und es ermöglicht, die dem persönlichen Lebens—

bereich zuzurechnenden Beweggründe für einen von der oder zur
Arbeitsstätte angetretenen Weg rechtlich weitgehend unbe—

rücksichtigt zu lassen (BSG l, 171; 1753 2, 78, 80). Wie das

Berufungsgericht mit Recht angenommenhat; gilt dies=3edcnfalls
dann, wenn — wie im vorliegenden Falle « nach Verlegung der

ständigen Familienwohnung von dem Ort aus, der nunmehr den
Mittelpunkt der Lebenslnteressén des Versicherten bildet,

der Weg zur Arbeitsstätte angetreten wird. In diesem Falle

ist, entgegen der Meinung der Revision (die von Lauterbach aaO,
Anm. 29 zu 5 550 RVG geteilt wird) der innere ursächliche.

Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit zu bejahen, da

der mit der vorangegangenen Betätigung verfolgte eigenwirt-

schaftliche Zweck völlig abgeschlossen gewesen und damit

rechtlich bedeutungslos geworden ist.

Angesichts der Länge der Wegstrecke, die der Kläger im Zeit-
punkt seines Unfalls nOch v0r sich hatte, kann_zwar nicht
davon ausgegangen werden, daB der Kläger noch an demselben Tag

die am
Vörmittag

von seiner Filialdirektion erhaltenen

Gelder an Versicherte auszahlen wollte. Der von einer ständi-

gen Familienwohnungim Sinne des $*543 Abs. 1 Satz 2 nvo aF
aus angetretene WegmußjedochenichtuunmittclbarnzuriArbeits-
stätte führen; es genügt im al gemeinen, daß zunächst die

Unterkunft am Arbeitsort aufgesucht und von dieser der Weg

zur Arbeit angetreten wird (BVA in EuM A8, 166). Umstände,

die dafür sprechen könnten, daß der Kläger den Aufenthalt

in der von ihm nunmehr als Schlafstelle benutzten Wohnung in

Kaiserslautern solange ausgedehnt haben-würde, daß der Zu—

sammenhangmit seiner versicherten Tätigkeit als gelöst
anzusehen gewesen wäre (vgl. Lancerbach.aao Anm. 28 zu @550

RVG), sind vom LSGnicht festgestellt werden. V ' '
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Das Berufungsgericht hat schließlich, ohne daß diese Er—

wägungen von der Revision angegriffen werden sind, festge—

stellt, es seien keine ausreichenden Anhaltspunkte dafür

vorhanden, daß der Verkehrsunfall des Klägers durch Fahr—

untüchtigkeit infolge unüberwindlicher, auf unternehmensfreüde

Umstände zurückzuführendeüaÜbermüdung wesentlich verursacht
sei. '

Das LSG hat daher zu Recht die Entschädigungspflicht der
Beklagten bejaht. Deren Revision war somit als unbegründet

zurückzuweisen.

Die Entscheidung über die Kosten stützt sich auf @ 193 SGG.
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